SATZUNG DER STADT OSTSEEBAD KUHLUNGSBORN
Uber die 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 28 "Neue Reihe - nérdliches Teilstiick”

Teil A — Planzeichnung
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Es gilt die Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990
(BGBI. 19911 S. 58)

1. Festsetzungen
Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 4 BauNVO)

WA 1 Aligemeine Wohngebiete mit laufender Nummerierung (§ 4 BauNVO)

MaB der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)
GRZ zulassige Grundflachenzanhl
GFzZ zulassige Geschossflachenzahl
| Zahl der Voligeschosse als HochstmaR
@ Zahl der Vollgeschosse, zwingend
FH Firsthéhe in m als HéchstmaR tiber Bezugspunkt

Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

o offene Bauweise
a abweichende Bauweise
AEX nur Einzelh&user zuléssig
DN zuléssige Dachneigung
‘-‘[—‘ Stellung der baulichen Anlagen (Haupffirstrichtung)
e Baulinie
Baugrenze

Verkehrsfldchen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

Stralenbegrenzungslinie

Verkehrsfldche besonderer Zweckbestimmung

Mischverkehrsflache
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Griinflachen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)
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Planungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Flichen fiir MaBnahmen zum

Grinflachen
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Verkehrsgriin, 6ffentlich

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Erhalten von Bdumen

Anpflanzen von Bdumen

Sonstige Planzeichen

SAVAVAVAVAVAV,™
iIIIIIII
><
RPANNANNANA

|

Umgrenzung von Flachen fiir Neben- und Gemeinschafts-
anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 u. 22 BauGB)

Tiefgarage
Stellplatze

Mit Gehrechten zu Gunsten der Allgemeinheit zu belastende Flachen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

Umgrenzung von Flachen fiir Vorkehrungen zum Schutz gegen
schéadliche Umwelteinwirkungen in Sinne des Bundes-Immissions-
schutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

Umgrenzung von Flachen, die von der Bebauung freizuhalten sind -
Waldabstandsfléchen (§ 9 Abs. 6 BauGB)

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen
(§ 16 Abs. 5 BauNVvO)
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2. Darstellungen ohne Normcharakter

//A vorhandene bauliche Anlagen
vornandene Flurstiicksgrenzen
5—?-@ Flursticksnummern
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>< kiinftig fortfallend

Plangrundlagen:

Lage- und Héhenplan MaRstab 1:500, Februar 2005, Vermessungsbiro Kratschel,

Rostock, Topographische Karte MaRstab 1:10.000, Landesvermessungsamt M-V;
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Hinweise

Der Geltungsbereich der Satzung liegt innerhalb der Trinkwasserschutzzone |1l B
der Wasserfassung Kuhlungsborn-Bad Doberan. Die damit verbundenen Verbote
und Nutzungsbeschrankungen zum Trinkwasserschutz gemaR der Richtlinie fir
Trinkwasserschutzgebiete - 1. Teil "Schutzgebiete fur Grundwasser" (DVGW Re-
gelwerk Arbeitsblatt W 101) sind zu beachten.

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind von der geplanten MaBnahme keine Bo-
dendenkmale betroffen. Um die Arbeiten nétigenfalls baubegleitend archéologisch
betreuen zu kénnen, ist es erforderlich, der Unteren Denkmalschutzbehérde beim
Landkreis Bad Doberan den Beginn der Erdarbeiten rechtzeitig, mindestens zwei
Wochen vorher schriftlich und verbindlich anzuzeigen. Werden unvermutet Boden-
denkmale entdeckt, ist dies gem. § 11 Abs. 2 Denkmalschutzgesetz (DSchG) unver-
zuglich der zustandigen Behérde anzuzeigen. Fund und Fundstelle sind bis zum Ein-
treffen eines Vertreters des Landesamtes fiir Bodendenkmalpflege bzw. der Kreisbo-
dendenkmalpflege in unverandertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich hierfir sind
der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentimer sowie zufillige Zeugen,
die den Wert des Fundes erkennen.

Nach gegenwaértigem Kenntnisstand sind in dem Geltungsbereich der Satzung keine
Altablagerungen oder Altlastenverdachtsflachen bekannt. Werden bei Bauarbeiten
Anzeichen fir bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes (unnatirlicher Ge-
ruch, anormale Farbung, Austritt verunreinigter Flussigkeiten, Ausgasungen, Altabla-
gerungen) angetroffen, ist der Grundstiicksbesitzer gem. § 11 Kreislaufwirtschafts-
und Abfallgesetz zur ordnungsgemaRen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs
verpflichtet. Auf die Anzeigepflicht beim Umweltamt des Landkreises, Sachgebiet
Altlasten/Immissionsschutz wird hingewiesen.

Es gelten die Stellplatzsatzung und die Satzung zur Gestaltung der Vorgarten der
Stadt Ostseebad Kuhlungsborn in der zuletzt gednderten Fassung.
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Teil B - Text

Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar
1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt gedndert durch Artikel 3 Investitionserleichterungs- und Wohn-
baulandgesetz vom 22.4.1993 (BGBI. | S. 466)

1. Art und MaB der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 u. 8 BauGB, §§ 1, 4, 16 - 19
BauNVO)

1.1 In den Allgemeinen Wohngebieten sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Anla-
gen fur Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen auch ausnahmsweise nicht
zulassig.

1.2 GemaRl § 1 Abs. 9 BauNVO wird bestimmt, dass in allen Baugebieten die Neuerrich-
tung von Ferienhausern und Ferienwohnungen oder der Umbau vorhandener Gebaude
zu Ferienwohnungen unzuléssig ist.

1.3 Das WA 4 dient gemaR § 9 Abs. 1 Nr. 8 BauGB der Errichtung eines Wohngebaudes
fur Personengruppen mit besonderem Wohnbedarf — hier: Pflegeheim.

1.4 Die zulassige Grundflachenzahl (GRZ) im WA 4 darf gem. § 17 Abs. 2 fiir das Bau-
grundstiick bis zu einem MaR von max. 0,45 und die zuldssige Geschossflachenzahl
(GFZ) bis zu einem MaR von max. 1,3 Uberschritten werden. Die zulassige Grundfla-
chenzahl darf gem. 19 Abs. 4 BauNVO fir die Grundflachen fir Stellplatze und Zufahr-
ten bis zu einem Maf von max. 0,75 Uberschritten werden.

1.5 Fur die Bauflachen mit zwingend festgesetzter zweigeschossiger Bauweise gilt:
- es sind nur Einzelh&duser zuléssig;

- max. 30 % der Dachflachen dirfen die zulassige Firsthéhe um bis zu 1,5 m
Uberschreiten;
- Dacher sind nur mit einer Dachneigung von 15°-25° zulassig.

1.6 Die Sockelhéhe (OK FertigfuBboden) in den WA 1, WA 2 und WA 3 darf max.
0,5 m und im WA 4 max. 1,0 m Uber Gelandeoberkante betragen.

1.7 Fur die festgesetzten Trauf- und Firsthéhen sowie die Sockelh6he gilt als Be-
zugspunkt die Oberkante der anbauféhigen ErschlieBungsstralle, zu- bzw. ab-
zlglich des natirlichen Héhenunterschiedes gegeniiber der Mitte der stralen-
seitigen Gebaudefront.

1.8 Die vorhandenen Geldndehdhen dirfen nur um max. +/- 0,5 m verandert wer-
den. Erdwalle héher als 1,0 m sind unzulassig.

1.9 Die Grundflachen von Tiefgaragen sind bei der Ermittlung der zulassigen
Grundflache nicht mitzurechnen.

2. Bauweise, iliberbaubare Grundstiicksflaichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22

und 23 BauNVO)

2.1 In der abweichenden Bauweise sind in den WA 1 im Bereich der eingeschossi-
gen Bebauung in der zweiten Reihe Gebaudeléngen tber 15 m bei Einzelh&u-
sern und Uber insgesamt 20 m bei Doppel- und Reihenhdusern unzuléssig. Die
maximale Gebaudelédnge fiir Gebaude in der ersten Reihe der WA 1 — 3 betragt
20 m.

2.2 Ein Vor- oder Zurucktreten von untergeordneten Gebéaudeteilen iber die fest-
gesetzten Baulinien bzw. Baugrenzen ist bis zu 1,5 m zuldssig, soweit es mit
den Vorschriften nach Landesrecht vereinbar ist.

3. Fldchen fiir Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB u. §§ 12 und 23 BauNVO)
Die Errichtung von Stellplatzen, Carports, Garagen und Stellplatzen fur Mullbe-
hélter ist im Vorgartenbereich unzulassig. Vorgartenbereich ist der Bereich zwi-
schen den offentlichen StraRen und der straBenseitigen Hauptgebaudeflucht.

4. Hochstzulassige Zahl der Wohnungen in Wohngebauden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6

BauGB)

4.1 In den WA 1 mit zuldssiger eingeschossiger Bauweise in der zweiten Reihe
sind je Einzelhaus nicht mehr als zwei Wohnungen zulassig, je Doppelhaushalf-
te und je Reihenhaus ist nur eine Wohneinheit zuldssig. In der ersten Reihe
sind innerhalb der ein- bis zweigeschossig lberbaubaren Flachen insgesamt
nicht mehr als sechs Wohnungen zuléssig.

4.2 In den WA 2 und WA 3 mit einer zuldssigen ein- bzw. zweigeschossigen Bau-
weise sind je Einzelhaus nicht mehr als zwei Wohnungen zuldssig.

5. Flachen, die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 6 BauGB)

Innerhalb der Flachen, die von einer Bebauung freizuhalten sind - Waldab-
standsflachen - ist die Errichtung von baulichen Anlagen mit Ausnahme von
Grundstiickseinfriedungen unzulassig. Im WA 4 ist darliber hinaus die Errich-
tung von Stellplatzen, Carports und Zufahrten in der Waldabstandsflache zulés-
sig.

6. MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwickiung von Boden, Natur und

Landschaft sowie Flichen und MaBnahmen zum Ausgleich (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, § 1a
u. 202 BauGB)

6.1 Bei den Erdarbeiten anfallender, unbelasteter Mutterboden ist in nutzbarem Zustand zu
erhalten und im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wieder zu verwerten oder einer
Wiederverwertung zuzufiihren.

6.2 Stellplatze und Zufahrten sind unversiegelt zu belassen oder in wasserdurchlassiger
Bauweise (Schotterrasen, Rasengitter, Fugenpflaster oder wassergebundene Decke)
herzustellen.

6.3 Die zum Erhalt festgesetzten Bdume einschlieBlich der Kronentraufbereiche sind dau-
erhaft vor Beeintrachtigungen, die den Fortbestand geféhrden, und wahrend der Bau-
maRnahmen gem. DIN 18920 zu schitzen. Beschadigte oder abgegangene Geholze
sind artgleich im Verhaltnis 1:1 zu ersetzen.

6.4 Die privaten Grundstiicks-Freiflachen sind zu mind. 10 % mit einheimischen, standort-
gerechten Strauchern und mit mind. einem einheimischen, standortgerechten Laub-
baum je 300 m? Freiflache zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten.

6.5 Im WA 4 sind 9 einheimische Laubb&ume mit einem Stammumfang von mind. 16 cm /
3x verpflanzt, anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Baumscheiben sind vor Be-
fahren zu schitzen. Die in der Planzeichnung beispielhaft dargesteliten Baumstandorte
kénnen entsprechend den értlichen Erfordernissen der ErschlieBung und der
Grundstiickszuwegung verschoben werden.

7. Fléchen fiir Vorkehrungen zum Schutz vor schédlichen Umwelteinwirkungen im

Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

7.1 Fur die Gebéaude in der ersten Reihe entlang der Strandstrale bzw. der Neuen Reihe
gilt: Zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen sind durch eine geeignete
GrundriRgestaltung Ruherdume und Terrassen auf den larmabgewandten Geb4udesei-
ten anzuordnen. In Schlaf- und Kinderzimmern, in denen keine Liftungsméglichkeit zur
larmabgewandten Seite besteht, ist der Einbau von schallgedammten Luftungen vor-
zusehen.

7.2 Fur die Gebdude in der ersten Reihe entlang der StrandstraRe bzw. der Neuen Reihe
gilt: Zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen sind Geb&udeseiten und Dach-
flachen von Wohn-, Schiaf- und Aufenthaltsrdumen mit einem resultierenden bewerte-
ten Schallddmm-MaR in Abh&ngigkeit vom maRgeblichen AuRenlédrmpegel / Larmpe-
gelbereich nach DIN 4109 entsprechend der nachfolgenden Tabelle zu realisieren:

Larmpegel- mafRgeblicher Erforderliches resultierendes Schalldamm -
bereich AuBenlarmpegel MaR des AuBenbauteils
dB(A) R'wyres [dB]
Aufenthalts- und Birordume und
Wohnrédume ahnliches
i 61-65 35 30

Fur larmabgewandte Geb&udeseiten darf der maRRgebliche AuRenlarmpegel entspre-
chend Pkt. 5.5.1 der DIN 4109 ohne besonderen Nachweis bei offener Bebauung um 5
dB(A) und bei geschlossener Bebauung bzw. Innenhéfen um 10 dB(A) gemindert wer-
den.

8. Bauliche Nutzung bis zum Eintritt bestimmter Umstiinde (§ 9 Abs. 2 BauGB)

8.1 Eine Neubebauung der Baufelder in 2. Reihe auf den Flurstiicken 590 und 588
(Neue Reihe 13 und 17) darf erst erfolgen, wenn die Gebaude und Nebenanla-
gen innerhalb der Waldabstandsflache der jeweiligen Grundstiicksflache ent-
fernt und die Flachen entsiegelt worden sind.

8.2 Im WA 4 darf eine Neubebauung erst erfolgen, wenn das Nebengebaude inner-
halb der Waldabstandsflache an der nérdlichen Grundstiicksgrenze entfernt

_worden ist.

9. Ortliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB sowie § 86 LBauO M-V)

9.1 Die Hauptdécher sind im Bereich der zweigeschossigen Bebauung nur in den
Farben rot, rotbraun, braun oder anthrazit zuldssig. Dacher von Carports und
Garagen sind mit einer Mindestdachneigung von 15° oder in der gleichen
Dachneigung wie das Hauptgebaude auszufiihren.

9.2 Die Fassaden sind in den Baugebieten mit zul&ssiger zwei- und dreigeschossi-
ger Bauweise nur als glatt verputzte Fassaden zuldssig. Sichtmauerwerk ist
ausnahmsweise zuléssig. Holzfassaden sind bis zu einem Anteil von max. 30%
je Wandflache zuldssig. In den Baugebieten mit eingeschossiger Bauweise sind
Fassaden als verputzte Flachen oder als Sichtmauerwerk auszufiihren. Holz-
fassaden sind ausnahmsweise zulassig. Fur alle Baugebiete gilt: fensterlose,
ungegliederte Fassadenflachen tber 10 m Lange sind durch vor- oder zuriick-
tretende Gebaudeteile zu gliedern. Die Verwendung von Fassadenmaterialien
oder von Fassadenverkleidungen, die andere Baustoffe vortauschen, ist unzu-
lassig. Bei Doppelhdusern sind Fassaden, Dacher, Fenster und Tiren einheit-
lich in Materialien gleicher Art und Farbe auszufihren.

9.3 Die straRenseitige Fassade des Pflegeheims im Baugebiet WA 4 (Neue Reihe
Nr. 19) ist durch Geb&audevorspriinge und die Gliederung der Fassadenoberfla-
che zu gestalten. Es ist eine Eckbetonung durch zwei symmetrische, turmartige
Gebaudevorspriinge in einer Breite von 3 — 4 m an der éstlichen und westlichen
Gebaudekante auszufiihren. Die turmartigen Geb&audevorspriinge sind jeweils
mit einem Zeltdach mit einer Dachneigung zwischen 15° und 25° zu versehen.
Weiterhin ist die Fassade durch mind. funf Fensterachsen zu gliedern und
durch Bossen und Gesimse geschossweise zu akzentuieren.

9.4 Die Aufstellung oberirdischer Gas- oder Olbehalter ist nicht zuldssig.

9.5 Die nur auBerhalb des Vorgartenbereichs zuléssigen Stellplatze von Mullbehal-
tern sind mit einer blickdichten, dauerhaften Bepflanzung, mit einer begriinten
Umkleidung oder mit Rankgittern zu versehen.

9.6 Einfriedungen sind nur als Laubholzhecke aus heimischen Arten oder Holzzaun
mit senkrecht stehender Lattung zuldssig. An der StraBenfront betragt die zu-
lassige Hohe 1,2 m. Draht- oder Metallzaune sind nur in Verbindung mit Hecken
bis max. 1,2 m Héhe zulassig.

9.7 Werbeanlagen sind nur an der Statte der Leistung bis zu einer GréRe von
1,5 m? zuléssig. Werbeanlagen mit wechselndem oder sich bewegendem Licht
sind unzulassig.

9.8 Es wird auf § 84 der LBauO M-V verwiesen, wonach ordnungswidrig handelt,
wer vorsétzlich oder fahrldssig dieser nach § 86 LBauO M-V erlassenen Sat-
zung Uber die értlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt.

Praambel

Aufgrund des § 10 i.V.m. § 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.9.2004 (BGBI. | S. 2414) einschlieBlich aller rechtskrafti-
gen Anderungen sowie § 86 der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern
(LBauO M-V) in der Fassung vom 18.04.2006 (GVOBI. M-V S. 102) einschlieBlich
aller rechtskraftigen Anderungen wird nach Beschlussfassung der Stadt Ostseebad
Kuhlungsborn vom 3A.0A.09% folgende Satzung tber die 1. Anderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 28 der Stadt Ostseebad Kihlungsborn "Neue Reihe - Nérdliches
Teilstick”, gelegen in Kiihlungsborn-Ost, begrenzt durch den Stadtwald im Norden,
die Strandstral’e im Osten, die Neue Reihe im Siiden und das Grundstiick Neue
Reihe Nr. 21 im Westen, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text
(Teil B) erlassen:

Verfahrensvermerke

(1) Der Aufstellungsbeschluss der Stadtvertreterversammiung iiber die erste Ande-
rung des Bebauungsplanes Nr. 28 wurde am 23.08.2007 gefasst. Die ortsiibli-
che Bekanntmachung des AufstellungsbesehllUsses. ist am 21.09 2007 durch
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Der Birgermeister

Die fir Raumordnung und Landesplanu\‘ﬁﬁ.&
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Stadt Ostseebad Kihlungsborn, den  AS.OR...200H |
| (Siegel) ‘ Der Buirgermeister

(3) Die Stadtvertreterversammliung hat am 20092007den Entwurf der 1. Ande-
rung des Bebauungsplanes Nr. 28 mit Begrilndung einschlieBlich der &rtlichen

Bauvorschriften gebilligt und zur 6ffentli9h€ﬁ"ﬂﬁfs!é@dng bestimmt.

Stadt Ostseebad Kuhlungsborn, den /X2, OR . 200% W/
i (Siegel) | =/ Der Burgermeister

(4) Der Entwurf der 1. Anderung des Bebe;tb‘l,nngplaﬁfeS}Nf. 28, bestehend aus der
Planzeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B)-und-die Begriindung dazu sowie
der Entwurf der értlichen Bauvorschriften haben nach § 13a Abs.2 Nr.2 i.V.m.
§ 3 Abs.2 BauGB in der Zeit vom 08.10.2007 bis zum 09.11.2007 wéhrend der
Dienststunden in der Stadtverwaltung Ostseebad Kiihlungsborn &ffentlich aus-
gelegen. Die offentliche Auslzgung ist mit dem Hinweis, dass von einer Um-
weltprifung abgesehen wird und dass Anregungen wahrend der Auslegungs-
frist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden kon-
nen, am 27.09.2007 durch Verodffentlichung im Amtlichen Bekanntma-
chungsblatt der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn bekannt gemacht worden.
Ebenfalls wurde daraufhin gewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stel-
lungnahmen bei der Beschlussfassungﬂﬁ‘gﬁ‘deﬁingauungsplan unberiicksich-
tigt bleiben kénnen. /,
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Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, deﬁ;

Der Blurgermeister

(5) Die von der Planung beriihrten Behérden und sonstigen Tréager &ffentlicher Be-
lange sind gemé&R § 13a Abs. 2 Nr. 1 i.\V.m:-§4-Abs. 2 BauGB mit Schreiben
vom 28.09.2007 zur Abgabe einer Ste})ﬁhgﬁéh’me‘ aufgefordert und Uber die 6f-
fentliche Auslegung unterrichtet wordgr [~ 77 2. Z A/
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Stadt Ostseebad Kuhlungsborn, den |, AR SR RO
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(6) Der katasterméRige Bestand am 7<.¢2.< &wird als richtig dargestellt beschei-
nigt. Hinsichtlich der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbe-
halt, dass eine Priifung nur grob erfolgte;-da die rechtsverbindliche Flurkarte im
MaRstab 1: 7o o vorliegt. Regressanspriiche kénnen nicht abgeleitet werden.
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(7) Die Stadtvertreterversammlung hat die Stellungnahmen der Offentlichkeit sowie
die Stellungnahmen der Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher/Belange

am 31.01.2008 gepruft. Das Ergebnis istmitgeteilt worden. M/
Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, dené’ii'fom RN
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(8) Die 1. Anderung des Bebauungsplane§ N
nung (Teil A) und dem Text (Teil B), wurde-am-31.01.2008 von der Stadtvertre-
terversammiung als Satzung beschlossen.-Die Begrindung zur 1. AZerung

des Bebauungsplan Nr. 28 wurde gebjlligt: "7 ™
Stadt Ostseebad Kuhlungsborn, derl A%Ol,'lcm'b m/
\& |1Siegeh) Der Birgermeister

(9) Die Satzung tber die 1. Anderung des Bebatiungsplanes Nr. 28, bestehghd aus
der Planzeichnung (Teil A) und dem Text-(Teil B), wird hiermit ausgefertigt.
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Der Birgermeister
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(10) Der Satzungsbeschluss und die Stelle, bei.der derPlan auf Dauer wéhrend der
Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und {iber den Inhalt
Auskunft zu erhalten ist, sind am M4 .R.200% im Amtlichen Bekanntma-
chungsblatt der Stadt Ostseebad Kiihlungsborn bekannt gemacht worden. In
der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften und von Méangeln der Abwagung sowie auf die
Rechtsfolgen (§ 215 BauGB) und weiter auf Falligkeit und Erléschen von Ent-
schadigungsanspruchen (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Die Satzung ist
mit Ablauf des A4 O dpeh in Kraft getreten...

Stadt Ostseebad Kihlungsborn, den @39‘& 'lmg Jﬁg
[ (Siggel)| | & Der Blirgermeister
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ATZUNG DER
STADT OSTSEEBAD KUHLUNGSBORN
UBER DIE 1. ANDERUNG

DES BEBAUUNGSPLAN NR. 28 _
"NEUE REIHE - NORDLICHES TEILSTUCK"

gelegen in Kiihlungsborn-Ost, begrenzt im Norden durch den Stadtwald,
im Osten durch die StrandstralRe, im Siiden durch die Neue Reihe
und im Westen durch das Grundstiick Neue Reihe Nr. 21

31.01.2008



SATZUNG DER STADT OSTSEEBAD KUHLUNGSBORN
Uber den Bebauungsplan Nr. 28 "Neue Reihe - nordliches Teilstiick”

Teil A - Planzeichnung
M 1:500

kPIénzeichenerkIérung

Es gilt die Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990
(BGBI. 19911 S. 58)

1. Festsetzungen
Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 4 BauNVO)

Aligemeine Wohngebiete (§ 4 BauNVO)
MaR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVO)
GRZ zulassige Grundflachenzahl
| Zahl der Vollgeschosse als HéchstmaR
@ Zahl der Vollgeschosse, zwingend
FH Firsth6he in m als HochstmaR tiber Bezugspunkt

Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

o offene Bauweise
a abweichende Bauweise
A nur Einzelhduser zulassig
DN zulassige Dachneigung
—I—* Stellung der baulichen Anlagen (Hauptfirstrichtung)
m—re—— Baulinie |
Baugrenze

Verkehrsfldchen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

StraBenbegrenzungslinie

» Verkehrsfldche besonderer Zweckbestimmung, F uBweg

Griinflichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

m Grinflachen, Hausgarten privat

Planungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Flichen fiir MaBnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

. Erhalten von Badumen

Sonstige Planzeichen

Umgrenzung von Flachen fiir Neben- und Gemeinschafts-
anlagen, Tiefgarage (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 u. 22 BauGB)

Umgrenzung von Flachen fir Vorkehrungen zum Schutz gegen
m schadliche Umwelteinwirkungen in Sinne des Bundes-Immissions-

schutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

\V
/\

w Umgrenzung von Flachen, die von der Bebauung freizuhalten sind -
PAAANAAK Waldabstandsflachen (§ 9 Abs. 6 BauGB)

Grenze des raumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)
-—0—0—0—0

Abgrenzung des MaRes der Nutzung innerhalb des Baugebietes
(§ 16 Abs. 5 BauNVO)

\/
AN

2. Darstellungen ohne Normcharakter

/| vorhandene bauliche Anlagen

vorhandene Flurstlicksgrenzen

5% Flursticksnummern
——20.0— BemalBung inm
19.7 Hohenangabe in m 1. HN
>< kiinftig fortfallend

GRZ 0,25‘ FH 8,5

Stadtwald

Aufgrund des § 10 des Baugesetzbuchs (BauGB) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 23. Sept. 2004 (BGBI. | S. 2414) sowie nach § 86 der Landesbauordnung
(LBauO M-V) in der Fassung der Bekanntmachung vom 06. Mai 1998 (GVOBI. M-V
S. 468, 612), zuletzt geandert durch das Gesetz vom 16. Dezember 2003 (GVOBI.
M-V S. 690), wird nach Beschlussfassung durch die Stadt Ostseebad Kuhlungsborn
715 SR Pl I S folgende Satzung Uber den Bebauungsplan Nr. 28 fur das allge-
meine Wohngebiet "Neue Reihe - nérdliches Teilstiick", bestehend aus der Plan-
zeichnung (Teil A) und dem Text (Teil B) sowie folgende Satzung Gber die értlichen
Bauvorschriften erlassen:

Teil B - Text

Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23.
Januar 1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt geandert durch Artikel 3 Investitionserleichte-
rungs- und Wohnbaulandgesetz vom 22.4.1993 (BGBI. | S. 466)

1. Art und MaB der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, §§ 1, 4, 16, 18

und 19 BauNVO)

1.1 In den Allgemeinen Wohngebieten sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes,
Anlagen far Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen auch aus-
nahmsweise nicht zulassig.

1.2 Fur die Bauflachen mit zwingend festgesetzter zweigeschossiger Bauweise gilt:
- es sind nur Einzelhauser zulassig;

- max. 30 % der Dachflachen durfen die zulassige Firsthéhe um bis zu 1,5 m
Uberschreiten;
- Dacher sind nur mit einer Dachneigung von 15°-25° zulassig.

1.3 Die Sockelhéhe (OK FertigfuRboden) darf max. 0,5 m Uber Gelandeoberkante
betragen.

1.4 Fur die festgesetzten Trauf- und Firsthohen sowie die Sockelhdhe gilt als Be-
zugspunkt die Oberkante der anbaufahigen ErschlieBungsstrale, zu- bzw. ab-
zuglich des nattrlichen Héhenunterschiedes gegenuber der Mitte der straRen-
seitigen Gebaudefront.

1.5 Die Grundflachen von Tiefgaragen sind bei der Ermittlung der zulassigen
Grundflache nicht mitzurechnen.

2. Bauweise, iliberbaubare Grundstiicksfldchen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22

und 23 BauNVO)

2.1 In der abweichenden Bauweise sind im Bereich der eingeschossigen Bebauung
in der zweiten Reihe Gebaudeldngen tber 15 m bei Einzelhdusern und Gber
insgesamt 20 m bei Doppel- und Reihenh&usern unzulassig. Die maximale Ge-
baudelange fur Gebaude in der ersten Reihe betragt 20 m.

2.2 Ein Vor- oder Zurlcktreten von untergeordneten Gebaudeteilen tber die fest-
gesetzten Baulinien bzw. Baugrenzen ist bis zu 1,5 m zulassig, soweit es mit
den Vorschriften nach Landesrecht vereinbar ist.

3. Fléchen fiir Nebenanlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 BauGB u. §§ 12 und 23 BauNVO)
Die Errichtung von Stellplatzen, Carports und Garagen ist in dem Bereich zwi-
schen den festgesetzten Baulinien und der Neuen Reihe sowie den zwischen
den Baugrenzen und der Strandstrale unzulassig.

4. Hochstzuldssige Zahl der Wohnungen in Wohngebzuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6

BauGB)
In den WA mit zulassiger eingeschossiger Bauweise in der zweiten Reihe sind
Je Einzelhaus nicht mehr als zwei Wohnungen zuléssig, je Doppelhaushalfte
und je Reihenhaus ist nur eine Wohneinheit zulassig.

5. Fldchen, die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 6 BauGB)

Innerhalb der Flachen, die von einer Bebauung freizuhalten sind — Waldab-
standsflachen — ist die Errichtung von baulichen Anlagen mit Ausnahme von
GrundstUckseinfriedungen unzuldssig.
6. MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft sowie Anpflanzen und Erhalten von Baumen, Strduchern
und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 BauGB, § 202 BauGB)

6.1 Bei den Erdarbeiten anfallender, unbelasteter Mutterboden ist in nutzbarem Zu-
stand zu erhalten und im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wieder zu
verwerten oder einer Wiederverwertung zuzufihren.

6.2 Stellplatze und Zufahrten sind unversiegelt zu belassen oder in wasserdurch-
lassiger Bauweise (Schotterrasen, Rasengitter, Fugenpflaster oder wasserge-
bundene Decke) herzustellen.

WA | a

6.3 Die zum Erhalt festgesetzten Bdume einschlieRlich der Kronentraufbereiche
sind dauerhaft vor Beeintrachtigungen, die den Fortbestand gefahrden, und
wahrend der BaumaRnahmen gem. DIN 18920 zu schiitzen. Beschadigte oder
abgegangene Gehdlze sind artgleich im Verhéltnis 1:1 zu ersetzen.

6.4 Die privaten Grundstlcks-Freiflachen sind zu mind. 10 % mit einheimischen,
standortgerechten Strauchern und mit mind. einem einheimischen, standortge-
rechten Laubbaum je 300 m? Freifldche zu bepflanzen und dauerhaft zu erhal-
ten.

7. Flachen fiir Vorkehrungen zum Schutz vor schidlichen Umwelteinwirkungen
im Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
7.1 Far die Gebaude in der ersten Reihe entlang der StrandstraRe bzw. der Neuen
Reihe gilt: Zum Schutz vor’ schadlichen Umwelteinwirkungen sind durch eine
geeignete GrundriRgestaltung Ruherdume und Terrassen auf den larmabge-
wandten Gebaudeseiten anzuordnen. In Schiaf- und Kinderzimmern, in denen
keine Luftungsmaglichkeit zur larmabgewandten Seite besteht, ist der Einbau

von schallgeddmmten Liftungen vorzusehen.

7.2 Fur die Geb&dude in der ersten Reihe entlang der StrandstraRe bzw. der Neuen
Reihe gilt: Zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen sind Gebaudesei-
ten und Dachflachen von Wohn-, Schiaf- und Aufenthaltsraumen mit einem re-
sultierenden bewerteten Schallddmm-MaR in Abhangigkeit vom mafgeblichen
AuRenldrmpegel / Larmpegelbereich nach DIN 4109 entsprechend der nachfol-
genden Tabelle zu realisieren:

Larmpegel- mafgeblicher Erforderliches resultierendes Schalldamm -
bereich AuRenlarmpegel MaR des AuRenbauteils
dB(A) R'W,res [d B]
Aufenthalts- und Birordume und
Wohnrdume ahnliches
[ 61 -65 35 30

Fir larmabgewandte Gebé&udeseiten darf der mafRgebliche AuRenlarmpegel
entsprechend Pkt. 5.5.1 der DIN 4109 ohne besonderen Nachweis bei offener
Bebauung um 5 dB(A) und bei geschlossener Bebauung bzw. Innenhéfen um
10 dB(A) gemindert werden.

8. Bauliche Nutzung bis zum Eintritt bestimmter Umsténde (§ 9 Abs. 2 BauGB)
Eine Neubebauung der Baufelder in 2. Reihe auf den Flurstiicken 590, 588 und
586/1 darf erst erfolgen, wenn die Geb&ude und Nebenanlagen innerhalb der
Waldabstandsflache der jeweiligen Grundstiicksflache, innerhalb der eine Neu-
bebauung erfolgen soll, entfernt und die Flédchen entsiegelt worden sind.

9. Ortliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB sowie § 86 LBauO M-V)

9.1 Die Hauptdécher sind im Bereich der zweigeschossigen Bebauung nur in den
Farben rot, rotbraun, braun oder anthrazit zulassig. Dacher von Carports und
Garagen sind mit einer Mindestdachneigung von 15° oder in der gleichen
Dachneigung wie das Hauptgebaude auszufthren.

9.2 Die Fassaden sind in den Baugebieten mit zulassiger zweigeschossiger Bau-
weise als glatt verputzte Fassaden zulassig. Sichtmauerwerk ist ausnahmswei-
se zulassig. Holzfassaden sind bis zu einem Anteil von max. 30% je Wandfla-
che zuléssig. In den Baugebieten mit eingeschossiger Bauweise sind Fassaden
als verputzte Flachen oder als Sichtmauerwerk auszufihren. Holzfassaden sind
ausnahmsweise zuléssig. Fur alle Baugebiete gilt: fensterlose, ungegliederte
Fassadenflachen Gber 10 m Lange sind durch vor- oder zuriicktretende Gebau-
deteile zu gliedern. Die Verwendung von Fassadenmaterialien oder von Fassa-
denverkleidungen, die andere Baustoffe vortauschen, ist unzuléssig. Bei Dop-
pelhausern sind Fassaden, Dacher, Fenster und Turen einheitlich in Materialien
gleicher Art und Farbe auszufihren.

9.3 Bei eingeschossiger Bauweise sind an den der Neuen Reihe bzw. der Strand-
strale zugewandten Dachseiten Anlagen zur Nutzung der Sonnenenergie un-
zulassig.

9.4 Die Aufstellung oberirdischer Gas- oder Olbehalter ist nicht zulassig.

9.5 Stellplatze von Mullbehaitern sind mit einer blickdichten, dauerhaften Bepflan-
zung, mit einer Umkleidung oder mit Rankgittern zu versehen.

9.6 Einfriedungen sind nur als Laubholzhecke aus heimischen Arten oder Holzzaun
mit senkrecht stehender Lattung zuléssig. An der StraRenfront betragt die zu-
lassige Hohe 1,2 m. Draht- oder Metallzaune sind nur in Verbindung mit Hecken
bis max. 1,2 m Héhe zulassig.

9.7 Werbeanlagen sind nur an der Stétte der Leistung bis zu einer GréRe von
1,5 m? zulassig. Werbeanlagen mit wechselndem oder sich bewegendem Licht
sind unzulassig.

9.8 Es wird auf § 84 der LBauO M-V verwiesen, wonach ordnungswidrig handelt,
wer vorsétzlich oder fahrléssig dieser nach § 86 LBauO M-V erlassenen Sat-
zung Uber die értlichen Bauvorschriften zuwiderhandelt.

lo

GRZ 0,3|FH 8,5

lo SD, WDDN 38°-48°

KWD

GRZ 0,3|FH 85 ZEA

KWD DN 38°-48°

Hinweise

Der Geltungsbereich der Satzung liegt innerhalb der Trinkwasserschutzzone Il B der
Wasserfassung Kuhlungsborn-Bad Doberan. Die damit verbundenen Verbote und
Nutzungsbeschréankungen zum Trinkwasserschutz geméaR der Richtlinie fur Trink-
wasserschutzgebiete - 1. Teil "Schutzgebiete fur Grundwasser" (DVGW Regelwerk
Arbeitsblatt W 101) sind zu beachten.

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind von der geplanten MaRnahme keine Bo-
dendenkmale betroffen. Um die Arbeiten nétigenfalls baubegleitend archaologisch
betreuen zu kénnen, ist es erforderlich, der Unteren Denkmalschutzbehdide beim
Landkreis Bad Doberan den Beginn der Erdarbeiten rechtzeitig, mindestens zwei
Wochen vorher schriftlich und verbindlich anzuzeigen. Werden unvermutet Boden-
denkmale entdeckt, ist dies gem. § 11 Abs. 2 Denkmalschutzgesetz (DSchG) unver-
zlglich der zustandigen Behorde anzuzeigen. Fund und Fundstelle sind bis zum
Eintreffen eines Vertreters des Landesamtes fiir Bodendenkmalpflege bzw. der
Kreisbodendenkmalpflege in unverandertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich
hierfar sind der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentimer sowie zufal-
lige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen.

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind in dem Geltungsbereich der Satzung keine
Altablagerungen oder Altlastenverdachtsflachen bekannt. Werden bei Bauarbeiten
Anzeichen fur bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes (unnattrlicher Ge-
ruch, anormale Farbung, Austritt verunreinigter Flussigkeiten, Ausgasungen, Altabla-
gerungen) angetroffen, ist der Grundstuicksbesitzer gem. § 11 Kreislaufwirtschafts-
und Abfallgesetz zur ordnungsgeméaRen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs
verpflichtet. Auf die Anzeigepflicht beim Umweltamt des Landkreises, Sachgebiet
Altlasten/Immissionsschutz wird hingewiesen.

Es gilt die Stellplatzsatzung der Stadt Ostseebad Kuhlungsborn in der zuletzt gean-
derten Fassung.

Plangrundlagen:

Lage- und Héhenplan MaRstab 1:500, Feb. 2005, Vermessungsbiro Kratschel, Ro-
stock; Topographische Karte MaRstab 1:10000, Landesvermessungsamt M-V,
Schwerin

Stadt-lund Regionalplanung
i Portnerschoftsgesellschaft
Pipl. Ing.
Martin Hufmann
Dipl. Geagr.
- Lars Fricke _
Mecklenburger Strofie 32
23966 Wismar

vl i Tel. 03841- 28 75 97/98
l Fax 03841- 28 75 99

www.stadt-und-regionalplanung.de
eMall: stadt.regionalplanung@t-online.de

.t

Verfahrensvermerke

Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Stadtvertreterversammlur_mg
vom 23.9.2004. Die ortstbliche Bekanntmacht ng-des Aufstellungsbeschlusses ist
am 30.10.04 durch Veréffentlichung in der sée‘iiéﬁahrfolgt.

15.4.2005 beteiligt worden.

Stadt Ostseebad Kuhlungsborn, den \4.0%

Die friihzeitige Beteiligung der Offentlichkeit nach § 3 Abs. 1 BauGB ist vom 29.4. bis
zum 13.5.2005 durch eine &éffentliche Auslegung der Planung in der Stadtverwaltung
Ostseebad Kuhlungsborn durchgefiihrt worden.

Die Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich
durch die Planung berthrt werden kann, sind gemafR § 4 Abs. 1 BauGB mit Schrei-
ben vom 11.4.2005 zur Abgabe einer Stellungnahme auch im Hinblick auf den erfor-
derlichen Umfang und Detaillierungsgrad der ltpr g aufgefordert woZen.

Der BUrgerm“gger

Nr. 28 mit Begrindung einschlieRlich der OFHI.C vorschriften gebilligt und zur
offentlichen Auslegung bestimmt. S ‘4\ /

Stadt Ostseebad Kuhlungsborn, den A4. 02/ ok

o

Y /

t Ostseebad Kuhlungsborn, den \y . 9%, 2,‘9&:3. e )i
e | 9 :{é '\(§7§§e\l% = Der Burgermeister

& 3

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 28, beste aus der Planzeichnung (Teil A)
und dem Text (Teil B), die Begrindung dazu sowie der Entwurf der értlichen Bauvor-
schriften haben in der Zeit vom 24.10. bis zum 25.11.2005 wahrend der Dienststun-
den in der Stadtverwaltung Ostseebad Kuhlungsborn nach § 3 Abs. 2 BauGB &ffent-
lich ausgelegen. Die dffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass Stellungnah-
men wahrend der Auslegungsfrist abgegeben werden kénnen und dass nicht fristge-
recht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung Uber den B(_abauung_s-
plan unbertcksichtigt bleiben kénnen, am 13.10.2005 durch Veréffentlichung im
Amtlichen Bekanntmachungsblatt der Stadt Ostseebad Kuhlungsborn bekannt ge-
macht worden. Die Behérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange, deren Auf-

gabenbereich durch die Planung berthrt werden kann, sind mit Schreiben vom
30.9.2005 uber die offentliche Auslegung informiert und geman § 4 Abs. 2 BauGB

wl

Der Burgermeister

Der katasterméaRige Bestand am 7-".¢° »)/. wird als richtig dargestellt bescheinigt.
Hinsichtlich der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkte gilt der Vorbehalt, dass
eine Prifung nur grob erfolgte, da die rechtsverbindliche Flurkarte im MafRstab
1. 222 vorliegt. Regressanspriiche k6nne/r;micht;abg_eleitet werden.

S locle  den T202.06

: : Offentlich best. Vermesser
(O ; i TEEY o Cj//\f

Y .

Die Stadtvertreterversammlung hat die S‘fellunghahmen der Offentlichkeit sowie die
Stellungnahmen der Behérden und sonstigeﬁ'T@g[{fff\r:tlicher Belange am

gepruft. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden. .~ <TAD N / w/

Der Burgermeister

Stadt Ostseebad Kuhlungsbom, den Ay @Cf 6. |

&

5

chnung (Teil A) und dem Text
(Teil B) sowie die értlichen Bauvorschriften wurden am 0. O .2wk von der Stadtver-
treterversammlung als Satzung beschlossen. Die Begrindung zum Bebauungsplan

Nr. 28 einschlieBlich Umweltbericht wurde %%ﬁﬁﬁDT\\

Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, den A4 ﬁéf‘-i”"f;/ﬂ %) W‘/
i, |{Siegel) © Der Birgermeister

;\%\«-JQQ
Die Satzung Uber den Bebauungsplan Nr~28¢ibestetiend aus der Planzeichnung
(Teil A) und dem Text (Teil B), wird hiermit ausgg,gn“ig‘_t;.\
S Z ’:_»TA.?/ TN

Stadt Ostseebad Kuhlungsborn, den Ay 0%, dogl N\ w/(
foz ?(%égfli) ‘ '; Der Blrgermeister
|2 {\t’\%{ b2
\:%\1:] A(E J

Der Satzungsbeschluss und die Stelle, b; der’ Plan auf Dauer wéhrend der

Dienststunden von jedermann eingesehen werdén-kann und Uber den Inhalt Aus-
kunft zu erhalten ist, sind am Ab.O).00L im Amtlichen Bekanntmachungsblatt der
Stadt Ostseebad Kuhlungsborn bekannt gemacht worden. In der Bekanntmachung
ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften
und von Méangeln der Abwagung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 BauGB) und
weiter auf Falligkeit und Erléschen von Entschadigungsansprichen (§ 44 BauGB)

hingewiesen worden. Die Satzung ist mit Ablauf des__ Al.. ©2 . 2eal.in Kraft gefreten.
STAD7
Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, den A\ d?as 3 %
ke, .(@eg 2] I A Der Burgermeister
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SATZUNG DER
STADT OSTSEEBAD KUHLUNGSBORN
UBER DEN BEBAUUNGSPLAN NR. 28
"NEUE REIHE - NORDLICHES TEILSTUCK"

gelegen in Kiihlungsborn-Ost, begrenzt im Norden durch den Stadtwald,
im Osten durch die StrandstraRRe, im Siiden durch die Neue Reihe
und im Westen durch das Grundstiick Neue Reihe Nr. 21

22.12.2005



SATZUNG DER STADT OSTSEEBAD KUHLUNGSBORN
Uber die 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 28 "Neue Reihe - nérdliches Teilstiick"

Teil A - Planzeichnung
M 1:750

WA4]| a

GRZ 0,4

GFZ1,2

Planzeichenerklédrung
Es gilt die Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18. Dezember 1990
(BGBI. 19911 S. 58)

1. Festsetzungen
Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 4 BauNVvO)

WA 1 Aligemeine Wohngebiete mit laufender Nummerierung (§ 4 BauNVO)

MaB der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, § 16 BauNVQ)
GRZ zuldssige Grundflachenzahl
GFZ zulassige Geschossflachenzahl
1 Zahl der Vollgeschosse als Hochstmaf
@ Zahl der Vollgeschosse, zwingend
FH Firsthdhe in m als Hochstmal tiber Bezugspunkt

Bauweise, Baugrenzen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22, 23 BauNVO)

o offene Bauweise
a abweichende Bauweise
A nur Einzelhduser zulassig
DN zulsssige Dachneigung
‘—!- Stellung der baulichen Anlagen (Hauptfirstrichtung)
Smrerererarr— Baulinie
——— Baugrenze

Verkehrsfldchen (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

StraBenbegrenzungslinie

Verkehrsfléche besonderer Zweckbestimmung

Mischverkehrsfliche

Fulweg

GRZ 0,25/ FH 8,5

Grinfidchen (§ 9 Abs. 1 Nr. 15 BauGB)

= s Grinfidchen
Hausgarten, privat
Verkehrsgriin, tffentlich

Planungen, Nutzungsregelungen, MaBnahmen und Fléchen fiir Mafnahmen zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

Erhalten von Baumen
Anpflanzen von Baumen

Sonstige Planzeichen

RS 1 Umgrenzung von Flichen fir Neben- und Gemeinschafts-
i ! anlagen (§ 9 Abs. 1 Nr. 4 u. 22 BauGB)
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Hinweise

Der Geltungsbereich der Satzung liegt innerhalb der Trinkwasserschutzzone Ill B
der Wasserfassung Kiihlungsborn-Bad Doberan. Die damit verbundenen Verbote
und Nutzungsbeschrénkungen zum Trinkwasserschutz gemaB der Richtlinie fiir
Trinkwasserschutzgebiete - 1. Teil "Schutzgebiete fiir Grundwasser" (DVGW Re-
gelwerk Arbeitsbilatt W 101) sind zu beachten.

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind von der geplanten Manahme keine Bo-
dendenkmale betroffen. Um die Arbeiten nétigenfalls baubegleitend arch#ologisch
betreuen zu kénnen, ist es erforderlich, der Unteren Denkmalschutzbehérde beim
Landkreis Bad Doberan den Beginn der Erdarbeiten rechtzeitig, mindestens zwei
Wochen vorher schriftlich und verbindlich anzuzeigen. Werden unvermutet Boden-
denkmale entdeckt, ist dies gem. § 11 Abs. 2 Denkmalschutzgesetz (DSchG) unver-
ziiglich der zustindigen Behérde anzuzeigen. Fund und Fundstelle sind bis zum Ein-
treffen eines Vertreters des Landesamtes fiir Bodendenkmalpflege bzw. der Kreisbo-
dendenkmalpflege in unveréndertem Zustand zu erhalten. Verantwortlich hierfir sind
der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentiimer sowie zufillige Zeugen,
die den Wert des Fundes erkennen.

Nach gegenwartigem Kenntnisstand sind in dem Geltungsbereich der Satzung keine
Altablagerungen oder Altlastenverdachtsflichen bekannt. Werden bei Bauarbeiten
Anzeichen fir bisher unbekannte Belastungen des Untergrundes (unnatiirlicher Ge-
ruch, anormale Farbung, Austritt verunreinigter Fliissigkeiten, Ausgasungen, Altabla-
gerungen) angetroffen, ist der Grundstiicksbesitzer gem. § 11 Kreislaufwirtschafts-
und Abfallgesetz zur ordnungsgemifen Entsorgung des belasteten Bodenaushubs
verpflichtet. Auf die Anzeigepflicht beim Umweltamt des Landkreises, Sachgebiet
Altlasten/Immissionsschutz wird hingewiesen.

Es gelten die Stellplatzsatzung und die Satzung zur Gestaltung der Vorgérten der
Stadt Ostseebad Kuhlungsborn in der zuletzt gesnderten Fassung.

Der vorliegende Entwurf ist nicht rechtsverbindlich. Alle Rechtsgeschéfte, die auf
Grundlage dieses Entwurfes getatigt werden, geschehen auf eigene Verantwortung.
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Praambel

Aufgrund des § 10 i.V.m. § 13a des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der
Bekanntmachung vom 23.9.2004 (BGBI. | S. 2414) einschlieBlich aller rechtskrafti-
gen Anderungen sowie § 86 der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern
(LBauO M-V) in der Fassung vom 18.04.2006 (GVOBI. M-V S. 102) einschlieRlich
aller rechtskraftigen Anderungen wird nach Beschlussfassung der Stadt Ostseebad
Kiihlungsborn vem folgende Satzung Uber die 1. Anderung des Bebau-
ungsplanes Nr. 28 der Stadt Ostseebad Kihlungsborn "Neue Reihe - Nérdliches
Teilstick®, gelegen in Kithlungsborn-Ost, begrenzt durch den Stadtwald im Norden,
die Strandstrale im Osten, die Neue Reihe im Siiden und das Grundstiick Neue
Reihe Nr. 21 im Westen, bestehend aus der Planzeichnung (Teil A) und dem Text
(Teil B) erlassen:

Teil B - Text

Es gilt die Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. Januar
1990 (BGBI. | S. 132), zuletzt geandert durch Artikel 3 Investitionserleichterungs- und Wohn-
baulandgesetz vom 22.4.1993 (BGBI. | S. 466)

1. Art und MaR der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 u. 8 BauGB, §§ 1, 4, 16 - 19
BauNVO)

1.1 In den Allgemeinen Wohngebieten sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes, Anla-
gen fir Verwaltungen, Gartenbaubetriebe und Tankstellen auch ausnahmsweise nicht
zuldssig.

1.2 Gemafl § 1 Abs. 9 BauNVO wird bestimmt, dass in allen Baugebieten die Neuerrich-
tung von Ferienhdusern und Ferienwohnungen oder der Umbau vorhandener Gebaude
zu Ferienwohnungen unzuléssig ist.

1.3 Das WA 4 dient gemaf § 9 Abs. 1 Nr. 8 BauGB. der Errichtung eines Wohngebaudes
fir Personengruppen mit besonderem Wohnbedarf — hier: Pflegeheim.

1.4 Die zuldssige Grundfiachenzahl (GRZ) im WA 4 darf gem. § 17 Abs. 2 firr das Bau-
grundstiick bis zu einem Maf von max. 0,45 und die zulassige Geschossflachenzahl
(GFZ) bis zu einem Maf} von max. 1,3 (iberschritten werden. Die zulassige Grundfla-
chenzahl darf gem. 19 Abs. 4 BauNVO fiir die Grundflachen fir Stellplatze und Zufahr-
ten bis zu einem MaR von max. 0,75 {iberschritten werden.

1.5 Fir die Bauflichen mit zwingend festgesetzter zweigeschossiger Bauweise gilt:
- €8 sind nur Einzelhduser zuldssig;

- max. 30 % der Dachflichen dinfen die zuldssige Firsthéhe um bis zu 1,5 m
Uberschreiten;
- Dacher sind nur mit einer Dachneigung von 15°-25° zuléssig.

1.6 Die Sockelhthe (OK FertigfuBboden) in den WA 1, WA 2 und WA 3 darf max. 0,5 m
und im WA 4 max. 1,0 m tber Gelandeoberkante betragen.

1.7  Fir die festgesetzten Trauf- und Firsthohen sowie die Sockelhdhe gilt als Bezugspunkt
die Oberkante der anbaufahigen Erschliefungsstrae, zu- bzw. abziglich des natirli-
chen Héhenunterschiedes gegentiber der Mitte der straRenseitigen Gebaudefront.

1.8 Die vorhandenen Gelandehéhen dirfen nur um max. +/- 0,5 m verandert werden. Erd-
walle hoher als 1,0 m sind unzuléssig.

1.9 Die Grundflachen von Tiefgaragen sind bei der Ermittlung der zulassigen Grundfliche
nicht mitzurechnen.

2. Bauweise, iiberbaubare Grundstiicksflichen (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB, §§ 22 und 23

BauNVO)

2.1 In der abweichenden Bauweise sind in den WA 1 — 3 im Bereich der eingeschossigen
Bebauung in der zweiten Reihe Gebaudelangen iber 15 m bei Einzelh&usern und tiber
insgesamt 20 m bei Doppel- und Reihenhausern unzuldssig. Die maximale Gebaude-
lénge fur Gebaude in der ersten Reihe der WA 1 — 3 betragt 20 m.

2.2 Ein Vor- oder Zur(icktreten von untergeordneten Gebaudeteilen tiber die festgesetzten
Baulinien bzw. Baugrenzen ist bis zu 1,5 m zulassig, soweit es mit den Vorschriften
nach Landesrecht vereinbar ist.

3. Flichen fiir Nebenanlagen (§ 8 Abs. 1 Nr. 4 BauGB u. §§ 12 und 23 BauNVO)

Die Errichtung von Stellplétzen, Carports, Garagen und Stellplatzen fur Millbehélter ist
im Vorgartenbereich unzulassig. Vorgartenbereich ist der Bereich zwischen den &ffent-
lichen StraBen und der strallenseitigen Hauptgebaudeflucht.

4. Héchstzuldssige Zahl der Wohnungen in Wohngebéiuden (§ 9 Abs. 1 Nr. 6

BauGB)

4.1 In den WA 1 mit zulassiger eingeschossiger Bauweise in der zweiten Reihe sind ie
Einzelhaus nicht mehr als zwei Wohnungen zulassig, je Doppethaushalfte und je Rei-
henhaus ist nur eine Wohneinheit zuldssig. In der ersten Reihe sind je Einzelhaus in-
nerhalb der ein- bis zweigeschossig (iberbaubaren Flichen nicht mehr als sechs Woh-
nungen zuldssig.

42 Inden WA 2 und WA 3 mit einer zul#ssigen ein- bzw. zweigeschossigen Bauweise
sind je Einzelhaus nicht mehr als zwei Wohnungen zulassig.

5. Fldchen, die von der Bebauung freizuhalten sind (§ 9 Abs. 6 BauGB)

Innerhalb der Flachen, die von einer Bebauung freizuhalten sind - Waldabstandsfia-
chen - ist die Errichtung von baulichen Anlagen mit Ausnahme von Grundstiickseinfrie-
dungen unzuléssig. Im WA 4 ist dartber hinaus die Errichtung von Stellplatzen, Car-
ports und Zufahrten in der Waldabstandsflache zulissig.

6. MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und

Landschaft sowie Flichen und MaBnahmen zum Ausgleich (§ 9 Abs. 1 Nr. 20, § 1a
u. 202 BauGB)

6.1 Bei den Erdarbeiten anfallender, unbelasteter Mutterboden ist in nutzbarem Zustand zu
erhalten und im Geltungsbereich des Bebauungsplanes wieder zu verwerten oder einer
Wiederverwertung zuzufithren.

6.2 Stellpldtze und Zufahrten sind unversiegelt zu belassen oder in wasserdurchléssiger
Bauweise (Schotterrasen, Rasengitter, Fugenpflaster oder wassergebundene Decke)
herzustellen.

6.3 Die zum Erhalt festgesetzten Baume einschlieBlich der Kronentraufbereiche sind dau-
erhaft vor Beeintrachtigungen, die den Fortbestand gefahrden, und wahrend der Bau-
mafinahmen gem. DIN 18920 zu schitzen. Beschédigte oder abgegangene Gehélze
sind artgleich im Verhaltnis 1:1 zu ersetzen.

6.4 Die privaten Grundstiicks-Freiflachen sind zu mind. 10 % mit einheimischen, standort-
gerechten Strduchem und mit mind. einem einheimischen, standortgerechten Laub-
baum je 300 m? Freiflache zu bepflanzen und dauerhaft zu erhalten.

6.5 Im WA 4 sind 9 einheimische Laubbdume mit einem Stammumfang von mind. 16 cm /
3x verpflanzt, anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die Baumscheiben sind vor Be-
fahren zu schitzen. Die in der Planzeichnung beispielhaft dargesteliten Baumstandorte
kénnen entsprechend den drtlichen Erfordernissen der ErschlieBung und der
Grundstiickszuwegung verschoben werden.

7. Flachen fiir Vorkehrungen zum Schutz vor schédlichen Umwelteinwirkungen im

Sinne des Bundes-Immissionsschutzgesetzes (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)

7.1 Fur die Gebdude in der ersten Reihe entlang der StrandstraRe bzw. der Neuen Reihe
gilt: Zum Schutz vor schédlichen Umwelteinwirkungen sind durch eine geeignete
Grundrigestaltung Ruherdume und Terrassen auf den larmabgewandten Gebaudesei-
ten anzuordnen. In Schiaf- und Kinderzimmern, in denen keine Liftungsmoglichkeit zur
larmabgewandten Seite besteht, ist der Einbau von schallgedammten Liftungen vor-
zusehen,

7.2 Fir die Gebaude in der ersten Reihe entlang der Strandstrale bzw. der Neuen Reihe
gilt: Zum Schutz vor schadlichen Umwelteinwirkungen sind Gebsudeseiten und Dach-
flaichen von Wohn-, Schiaf- und Aufenthaltsrdumen mit einem resuitierenden bewerte-
ten Schallddmm-Maf in Abhéngigkeil vom maBgeblichen AuRenldrmpegel / Larmpe-
gelbereich nach DIN 41089 entsprechend der nachfolgenden Tabelle zu realisieren:

Léarmpegel- mafgeblicher Erforderliches resultierendes Schalldamm -
bereich AuBenlarmpegel Maf} des AuBenbauteils
dB(A) R'wres [dB]
Aufenthalts- und Biroraume und
Wohnrdume ahnliches
Hl 61-65 35 30

Fur larmabgewandte Gebéudeseiten darf der maRgebliche AuRenlarmpegel entspre-
chend Pkt. 5.5.1 der DIN 4109 ohne besonderen Nachweis bei offener Bebauung um 5
dB(A) und bei geschlossener Bebauung bzw. Innenhéfen um 10 dB(A) gemindert wer-
den.

8. Bauliche Nutzung bis zum Eintritt bestimmter Umstiinde (§ 9 Abs. 2 BauGB)

8.1 Eine Neubebauung der Baufelder in 2. Reihe auf den Flurstiicken 590 und 588
(Neue Reihe 13 und 17) darf erst erfolgen, wenn die Gebéude und Nebenanla-
gen innerhalb der Waldabstandsfliche der jeweiligen Grundstlicksfliche ent-
fernt und die Fldchen entsiegelt worden sind.

8.2 Im WA 4 darf eine Neubebauung erst erfolgen, wenn das Nebengebsude inner-
halb der Waldabstandsflache an der nordlichen Grundstiicksgrenze entfernt
worden ist.

9. Ortliche Bauvorschriften (§ 9 Abs. 4 BauGB sowie § 86 LBauO M-V)

9.1 Die Hauptdécher sind im Bereich der zweigeschossigen Bebauung nur in den
Farben rot, rotoraun, braun oder anthrazit zuldssig. Dacher von Carports und
Garagen sind mit einer Mindestdachneigung von 15° oder in der gleichen
Dachneigung wie das Hauptgebiude auszuflihren.

9.2 Die Fassaden sind in den Baugebieten mit zuldssiger zwei- und dreigeschossi-
ger Bauweise nur als glatt verputzte Fassaden zuldssig. Sichtmauerwerk ist
ausnahmsweise zuldssig. Holzfassaden sind bis zu einem Anteil von max. 30%
je Wandflache zuldssig. In den Baugebieten mit eingeschossiger Bauweise sind
Fassaden als verputzte Flachen oder als Sichtmauerwerk auszufGhren. Holz-
fassaden sind ausnahmsweise zulissig. Fiir alle Baugebiete gilt: fensteriose,
ungegliederte Fassadenflachen tber 10 m L&nge sind durch vor- oder zuriick-
tretende Gebéudeteile zu gliedemn. Die Verwendung von Fassadenmaterialien
oder von Fassadenverkieidungen, die andere Baustoffe vortduschen, ist unzu-
lassig. Bei Doppelhiusern sind Fassaden, Dicher, Fenster und Tiiren einheit-
lich in Materialien gleicher Art und Farbe auszufithren.

9.3 Die straRenseitige Fassade des Pflegeheims im Baugebiet WA 4 (Neue Reihe
Nr. 19) ist durch Gebé&udevorspriinge und die Gliederung der Fassadenoberfls-
che zu gestalten. Es ist eine Eckbetonung durch zwei symmetrische, turmartige
Gebé&udevorspriinge in einer Breite von 3 — 4 m an der dstlichen und westlichen
Gebaudekante auszuflihren. Die tummartigen Gebaudevorspriinge sind jeweils
mit einem Zeltdach mit einer Dachneigung zwischen 15° und 25° zu versehen.
Weiterhin ist die Fassade durch mind. fiinf Fensterachsen zu gliedern und
durch Bossen und Gesimse geschossweise zu akzentuieren.

9.4 Die Aufstellung oberirdischer Gas- oder Olbehalter ist nicht zulssig.

9.5 Stellplatze von Millbehéltern sind mit einer blickdichten, dauerhaften Bepflan-
zung, mit einer begriinten Umkleidung oder mit Rankgittern zu versehen.

9.6 Einfriedungen sind nur als Laubholzhecke aus heimischen Arten oder Holzzaun
mit senkrecht stehender Lattung zulssig. An der Straenfront betragt die zu-
lassige Hohe 1,2 m. Draht- oder Metallz&une sind nur in Verbindung mit Hecken
bis max. 1,2 m Hohe zuldssig.

9.7 Werbeanlagen sind nur an der Stitte der Leistung bis zu einer Gréfe von
1,5 m? zuléssig. Werbeanlagen mit wechselndem oder sich bewegendem Licht
sind unzuldssig.

9.8 Es wird auf § 84 der LBauO M-V verwiesen, wonach ordnungswidrig handelt,
wer vorsétzlich oder fahrlissig dieser nach § 86 LBauQ M-V erlassenen Sat-
zung Uber die drtlichen Bauvorschriften zuwiderhandett.

Verfahrensvermerke

(1)  Der Aufstellungsbeschiuss der Stadtvertreterversammiung iiber die erste Ande-
rung des Bebauungsplanes Nr. 28 wurde am 2007 gefasst. Die ortsibii-
che Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist am 2007 durch
Vertffentlichung in der Ostseezeitung Kihlungsbom erfolgt.

Stadt Ostseebad Kuhlungsborn, den
(Siegel) Der Blirgermeister

(2) Die fur Raumordnung und Landesplanung zustandige Stelle ist mit Schreiben
vom 2007 beteiligt worden.

Stadt Ostseebad Kithlungsbom, den
(Siegel) Der Bilrgermeister

(3) Die Stadtvertreterversammiung hat am 2007 den Entwurf der 1. Ande-
rung des Bebauungsplanes Nr. 28 mit Begriindung einschlieBlich der &rtlichen
Bauvorschriften gebilligt und zur 6ffentlichen Auslegung bestimmt.

Stadt Ostseebad Kihlungsborn, den
(Siegel) Der Birgermeister

(4) Der Entwurf der 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 28, bestehend aus der
Planzeichnung (Teil A} und dem Text (Teil B) und die Begrindung dazu sowie
der Entwurf der Grtlichen Bauvorschriften haben nach § 13a Abs. 2 Nr. 1i.V.m.
§ 3 Abs.2 BauGB in der Zeit vom 2007 bis zum 2007 wiahrend der
Dienststunden in der Stadtverwaltung Ostseebad Kihlungsborn &ffentlich aus-
gelegen. Die otffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, dass von einer Um-
weltpriifung abgesehen wird und dass Anregungen wihrend der Auslegungs-
frist von jedermann schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden kén-
nen, am 2007 durch Veroffentlichung im Amtlichen Bekanntma-
chungsblatt der Stadt Ostseebad Kiuhlungsborn bekannt gemacht worden.
Ebenfalls wurde daraufhin gewiesen, dass nicht fristgerecht abgegebene Stel-
lungnahmen bei der Beschlussfassung tber den Bebauungsplan unberiicksich-
tigt bleiben kénnen.

Stadt Ostseebad Kihlungsborn, den
(Siegel) Der Blrgermeister

(5) Die von der Planung beriihrten Behdrden und sonstigen Trager offentlicher Be-
lange sind gemaR § 13a Abs. 2 Nr. 1 i.V.m. § 4 Abs. 2 BauGB mit Schreiben
vom zur Abgabe einer Stellungnahme aufgefordert und tiber die of-
fentliche Auslegung unterrichtet worden.

Stadt Ostseebad Kahlungsborn, den
(Siegel) Der Biirgermeister

(6) Der katastermiRige Bestand am wird als richtig dargestelit beschei-
nigt. Hinsichtlich der lagerichtigen Darstellung der Grenzpunkie gilt der Vorbe-
halt, dass eine Priifung nur grob erfolgte, da die rechtsverbindliche Flurkarte im
MaRstab 1: vorliegt. Regressanspriiche kénnen nicht abgeleitet werden.

..., den
(Siegel) Offentlich best. Vermesser

(7) Die Stadtvertreterversammiung hat die Stellungnahmen der Offentlichkeit sowie
die Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Trager éffentlicher Belange
am gepriift. Das Ergebnis ist mitgeteilt worden.

Stadt Ostseebad Kiihiungsborn, den
(Siegel) Der Biirgermeister

(8) Die 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 28, bestehend aus der Planzeich-
nung (Teil A) und dem Text (Teil B) wurden am von der Stadtvertre-
terversammiung als Satzung beschlossen. Die Begriindung zur 1. Anderung
des Bebauungsplan Nr. 28 wurde gebilligt.

Stadt Ostseebad Kihlungsborn, den
(Siegel) Der Birgermeister

(9) Die Satzung iiber die 1. Anderung des Bebauungsplanes Nr. 28, bestehend aus
der Planzeichnung (Teil A} und dem Text (Teil B), wird hiermit ausgefertigt.

Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, den
(Siegel) Der Biirgermeister

(10) Der Satzungsbeschluss und die Stelle, bei der der Plan auf Dauer wihrend der
Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und iber den Inhalt
Auskunft zu erhalten ist, sind am im Amtlichen Bekanntma-
chungsblatt der Stadt Ostseebad Kihlungsborn bekannt gemacht worden. In
der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfah-
rens- und Formvorschriften und von Mingeln der Abwigung sowie auf die
Rechtsfolgen (§ 215 BauGB) und weiter auf Falligkeit und Erléschen von Ent-
schadigungsanspriichen (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. Die Satzung ist
mit Ablauf des in Kraft getreten.

Stadt Ostseebad Kiihlungsborn, den
(Siegel) Der Biirgermeister

Ubersichtsplan
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SATZUNG DER
STADT OSTSEEBAD KUHLUNGSBORN
UBER DIE 1. ANDERUNG
DES BEBAUUNGSPLAN NR. 28
"NEUE REIHE - NORDLICHES TEILSTUCK"

gelegen in Kiuhlungsborn-Ost, begrenzt im Norden durch den Stadtwald,
im Osten durch die StrandstraRe, im Siiden durch die Neue Reihe
und im Westen durch das Grundstiick Neue Reihe Nr. 21

ENTWURF

Bearbeitungsstand 20.09.2007



	B-Plan Nr. 28_2_028_05_ 1.Ä
	B-Plan Nr. 28 2_028_05
	BPNr28_2_028_05

